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Rechtsprechung

Familienrecht

§§ 19 ff. FGB.
Für ein Kind, das aus gesundheitlichen Gründen einer so 
weitreichenden Betreuung und Pflege bedarf, daß der er- 
ziehungsberechtigte Elternteil zeitweilig seine Berufstätig­
keit unterbricht, ist ein höherer Unterhaltsbetrag festzu­
legen, als die Richtsätze der OG-Richtlinie Nr. 18 vorse­
hen.
OG, Urteil vom 5. Januar 1982 — 3 OFK 47/81.

Die Ehe der Prozeßparteien wurde geschieden. Das Er­
ziehungsrecht für das im März 1980 geborene Kind erhielt 
die Verklagte. Das Kind ist von Geburt an blind und in 
seiner Entwicklung zurückgeblieben. Es ist nicht krippen­
fähig. Die Verklagte hat deshalb vorübergehend ihre be­
rufliche Tätigkeit unterbrochen.

Das Bezirksgericht hat eine Einigung der Prozeßpar­
teien bestätigt, in der sich der Kläger verpflichtet hatte, 
ab Rechtskraft des Ehescheidungsurteils an das Kind mo­
natlich 150 M bis zum 12. Lebensjahr und 175 M für die 
Zeit danach sowie an die Verklagte bis zur Aufnahme des 
Kindes in einem Spezialkindergarten monatlich 100 M 
Unterhalt zu zahlen.

Gegen die vom Bezirksgericht bestätigte Einigung rich­
tet sich der Kassationsantrag des Präsidenten des Ober­
sten Gerichts, der Erfolg hatte.

Aus der Begründung:
Bei der Einigung sind die Prozeßparteien von einem Ein­
kommen des Klägers ausgegangen, das nicht mit den Fest­
stellungen des Kreisgerichts übereinstimmt. Da das Be­
zirksgericht die wirtschaftlichen Verhältnisse des Klägers 
nicht erneut geprüft hat, ist nicht hinreichend sicher, ob 
die Prozeßparteien von dem tatsächlichen anrechenbaren 
Einkommen des Klägers als einer wesentlichen Grundlage 
für die Höhe der Unterhaltsverpflichtung ausgegangen sind 
(vgl. OG, Urteil vom 16. September 1980 — 3 OFK 38/79 — 
[NJ 1981, Heft 2, S. 91]).

Bei der Festlegung der Höhe des Unterhalts für das 
Kind haben sich die Prozeßparteien richtigerweise davon 
leiten lassen, daß das Kind einer weitreichenden Betreu­
ung und Pflege bedarf. Sie haben aus diesem Grund einen 
höheren Unterhaltsbetrag festgelegt, als die Richtsätze der 
Richtlinie Nr. 18 des Plenums des Obersten Gerichts über 
die Bemessung des Unterhalts für minderjährige Kinder 
vom 14. April 1965 (GBl. II Nr. 49 S.331; NJ 1965, Heft 10, 
S. 305) vorsehen. Das erfolgte jedoch ohne nähere Prüfung 
des Lebensbedarfs des Kindes und der Möglichkeiten seiner 
Deckung (vgl. OG, Urteil vom 6. Januar 1981 — 3 OFK 
34/80 - [NJ 1981, Heft 6, S. 279]). Der erhöhte Lebensbedarf 
des Kindes ist insbesondere bis zur Aufnahme in einem 
Spezialkindergarten durch den Aufwand an Betreuung und 
Pflege bedingt. Dazu gehören im allgemeinen vor allem 
die Kosten für einen Bürger, der die Betreuung und Pflege 
übernimmt, oder der Ausfall an Arbeitseinkommen des 
Erziehungsberechtigten, der seine Berufstätigkeit wegen 
des kranken Kindes zeitweise einschränkt oder unter­
bricht, soweit sich dadurch eine Minderung seines Anteils 
an den Familienaufwendungen ergibt (vgl. dazu auch OG, 
Urteil vom 19. November 1971 — 2 Zz 7/71 — [NJ 1972, 
Heft 2, S. 56]).

Zur Deckung des erhöhten Aufwands kann dem Kind 
möglicherweise Blinden- oder Pflegegeld nach §§11 ff. der 
VO über Leistungen der Sozialfürsorge — Sozialfürsorge­
verordnung — vom 23. November 1979 (GBl. I Nr. 43 S. 422) 
zur Verfügung stehen. Um insoweit Klarheit zu gewinnen, 
hätte der Rat des Kreises, Abt. Sozialwesen, um Mitteilung 
bzw. um Entscheidung ersucht werden sollen.

Zur Befriedigung des erhöhten Lebensbedarfs des Kin­

des hat jedoch auch der nichterziehungsberechtigte Eltern­
teil unter Beachtung seiner Leistungsfähigkeit angemessen 
beizutragen (vgl. BG Neubrandenburg, Urteil vom 5. Juli 
1971 - 2 BF 17/71 - [NJ 1972, Heft 23, S. 721]; hinsichtlich 
der Beteiligung beider Elternteile bei Erkrankung eines 
Kindes bis zum vollendeten 8. Lebensjahr vgl. auch OG, 
Urteil vom 2. Dezember 1975 - 1 ZzF 32/75 - [NJ 1976, 
Heft 4, S. 113]). Der in der Einigung vereinbarte Betrag 
von 150 M bzw. 175 M Unterhalt dürfte insbesondere dann 
unzureichend sein, wenn das Kind kein Blinden- oder 
Pflegegeld erhält.

Bei der Bemessung des Unterhalts für die Verklagte 
haben die Prozeßparteien richtigerweise berücksichtigt, daß 
sie Mütterunterstützung erhält und daß ihr, da der Kläger 
leistungsfähig ist, zusätzlich ein Unterhaltsanspruch zu­
steht (vgl. Ziff. 8.2. des Berichts des Präsidiums des Ober­
sten Gerichts an die 14. Plenartagung vom 26. März 1975 
[NJ 1975, Heft 10, S. 296]; OG, Urteil vom 19. Februar 1980 — 
3 OFK 1/80 - [NJ 1980, Heft 8, S. 378]). Der Zuerkennung 
von Unterhalt bis zur Aufnahme des Kindes in einem Spe­
zialkindergarten ist deshalb zuzustimmen. Allerdings war 
es ohne exakte Feststellung der Einkommensverhältnisse 
des Klägers und ohne richtige Bestimmung des Unterhalts 
für das Kind nicht möglich, auf einen Unterhaltsbetrag für 
die Verklagte zuzukommen, der ihr bei hinreichender Be­
rücksichtigung der materiellen Interessen des Klägers ihren 
Lebensbedarf für die Zeit bis zur Unterbringung des Kin­
des und Wiederaufnahme ihrer beruflichen Tätigkeit ange­
messen sichert (vgl. Ziff. 3.1. und 3.3. des angeführten Be­
richts an die 14. Plenartagung und W. S t r a s b e r g  in 
NJ 1975, Heft 10, S. 296 ff.).

§§ 54 Abs. 2, 56 FGB; OG-Richtlinie Nr. 23.
1. Stehen sich im Vaterschaftsfeststellungsverfahren die 
Ergebnisse naturwissenschaftlicher Gutachten (hier: Trage­
zeit- und Blutgruppengutachten) entgegen, sind weitere 
Möglichkeiten der Sachaufklärung zu nutzen.
2. In Vaterschaftsfeststellungsverfahren sind die biostatisti­
schen Werte eines Blutgruppengutachtens nur verwend­
bar, wenn sie über 90 Prozent oder unter 10 Prozent liegen. 
Liegen sie über 99,8 Prozent bzw. unter 0,2 Prozent, kom­
men sie einer direkten Vaterschaftsfeststellung bzw. einem 
Vaterschaftsausschluß praktisch gleich.
OG, Urteil vom 5. Januar 1982 — 3 OFK 45/81.

Im Vaterschaftsfeststellungsverfahren hat die Klägerin 
vorgetragen, daß sie in der Empfängniszeit für das Kind 
(18. Oktober 1978 bis 16. Februar 1979) nur mit dem Ver­
klagten Geschlechtsverkehr gehabt habe.

Der Verklagte hat beantragt, die Klage abzuweisen, 
weil er mit der Klägerin zwar vor Beginn, jedoch nicht 
während der Empfängniszeit geschlechtliche Beziehungen 
unterhalten habe.

Das Kreisgericht hat die Zeugen Norbert und Ingrid W. 
sowie die Klägerin vernommen. Außerdem hat es ein 
Blutgruppengutachten eingeholt. Danach ist der Verklagte 
nicht als Erzeuger des Kindes auszuschließen. Nach den 
biostatistischen Werten des Gutachtens (92,5 Prozent) ist 
seine Vaterschaft wahrscheinlich. Im Ergebnis der Sach­
aufklärung hat das Kneisgericht den Verklagten als Vater 
des Kindes festgestellt. •

Auf die Berufung des Verklagten hat das Bezirksge­
richt nochmals die Zeugin Ingrid W. vernommen. Sie er­
klärte, nicht mit Bestimmtheit sagen zu können, wann es 
zwischen den Prozeßparteien zum Geschlechtsverkehr ge­
kommen sei. Es müsse im Oktober gewesen sein. Später 
sagte sie, daß das erste Zusammentreffen im September 
und das zweite am 7. Oktober gewesen sei. Nach Einho­
lung eines Tragezeitgutachtens hat das Bezirksgericht die 
Entscheidung des Kreisgerichts aufgehoben und die Klage 
abgewiesen.


